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Gesetzentwurf
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch

A. Problem und Ziel

Anders als in der gesetzlichen Krankenversicherung und der gesetzlichen Unfallver-
sicherung findet sich für die gesetzliche Rentenversicherung in den Vorschriften des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch keine Rechtsgrundlage für die Vereinigung von
Rentenversicherungsträgern. Diese Regelungslücke soll bundesgesetzlich geschlos-
sen werden.

B. Lösung

Ergänzung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch um Regelungen zur Vereinigung
von Landesversicherungsanstalten. Der Gesetzentwurf schafft die gesetzliche
Grundlage für die Vereinigung von Landesversicherungsanstalten mit einem Zu-
ständigkeitsbereich von bis zu drei Ländern. Die Vereinigung soll zum einen durch
Beschlüsse der Selbstverwaltungsorgane der fusionswilligen Landesversicherungs-
anstalten möglich sein. Zum anderen wird für die Länder eine Verordnungsermäch-
tigung geschaffen, Landesversicherungsanstalten durch Rechtsverordnung zu verei-
nigen. Dabei wird den Interessen der Länder insbesondere an der Erhaltung der Ar-
beitsplätze in den Regionen dadurch Rechnung getragen, dass hinsichtlich der pro-
zentualen Aufteilung des Stellenvolumens bei und nach der Fusion eine Genehmi-
gung durch die für die Sozialversicherung zuständigen obersten Landesbehörden
der beteiligten Länder vorgesehen wird.
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C. Alternativen

Keine.

D. Finanzielle Auswirkungen

Keine.

E. Sonstige Kosten

Keine.
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Der Bundesrat hat in seiner 791. Sitzung am 26. September 2003 beschlossen, den
aus Anlage 1 ersichtlichen beigefügten Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 1 des
Grundgesetzes beim Deutschen Bundestag einzubringen.

Der Bundesrat hat ferner die aus der Anlage 2 ersichtliche Entschließung gefasst.
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sechsten Buches So-
zialgesetzbuch

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384),
zuletzt geändert durch Gesetz vom .... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 127 folgende Angaben
eingefügt:

„§ 127 a Vereinigung von Landesversicherungsanstalten auf Beschluss ihrer
Vertreterversammlungen

§ 127 b Vereinigung von Landesversicherungsanstalten durch Rechtsver-
ordnung“.
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2. Nach § 127 werden folgende §§ 127 a und 127 b eingefügt:

„§ 127 a
Vereinigung von Landesversicherungsanstalten auf Beschluss

ihrer Vertreterversammlungen

(1) Landesversicherungsanstalten können sich zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit oder Leistungsfähigkeit auf Beschluss ihrer Vertreterversamm-
lungen zu einer Landesversicherungsanstalt vereinigen, wenn sich durch die
Vereinigung der Zuständigkeitsbereich der neuen Landesversicherungsanstalt
nicht über mehr als drei Länder erstreckt.

(2) Im Vereinigungsbeschluss müssen insbesondere Festlegungen über Name
und Sitz der neuen Landesversicherungsanstalt und über die prozentuale Auf-
teilung ihres Stellenvolumens auf die Gebiete der Länder getroffen werden, auf
die sich die an der Vereinigung beteiligten Landesversicherungsanstalten er-
strecken. Der Beschluss bedarf der Genehmigung der für die Sozialversicherung
zuständigen obersten Landesbehörden dieser Länder.

(3) Die beteiligten Landesversicherungsanstalten legen der nach der Vereini-
gung zuständigen Aufsichtsbehörde eine Satzung, einen Vorschlag zur Beru-
fung der Mitglieder der Organe und eine Vereinbarung über die Rechtsbezie-
hungen zu Dritten vor. Die Aufsichtsbehörde genehmigt im Einvernehmen mit
den Aufsichtsbehörden der übrigen Länder, auf deren Gebiete sich die Landes-
versicherungsanstalt erstreckt, die Satzung und die Vereinbarung, beruft die
Mitglieder der Organe und bestimmt den Zeitpunkt, an dem die Vereinigung
wirksam wird. Mit diesem Zeitpunkt tritt die neue Landesversicherungsanstalt
in die Rechte und Pflichten der bisherigen Landesversicherungsanstalten ein.

(4) Beschlüsse der Vertreterversammlung der neuen Landesversicherungsan-
stalt, die von den Festlegungen über Name, Sitz oder über die Aufteilung des
prozentualen Stellenvolumens auf die beteiligten Länder abweichen, bedürfen
ebenfalls der Genehmigung der für die Sozialversicherung zuständigen obersten
Landesbehörden der Länder, auf die sich die neue Landesversicherungsanstalt
erstreckt.
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§ 127 b
Vereinigung von Landesversicherungsanstalten

durch Rechtsverordnung

(1) Haben in einem Land mehrere Landesversicherungsanstalten ihren Sitz,
kann die Landesregierung zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit oder der
Leistungsfähigkeit zwei oder mehrere Landesversicherungsanstalten durch
Rechtsverordnung vereinigen. Das Nähere regelt die Landesregierung nach An-
hörung der beteiligten Landesversicherungsanstalten in der Rechtsverordnung
nach Satz 1.

(2) Die Landesregierungen von höchstens drei Ländern können zu den in Ab-
satz 1 genannten Zwecken durch gleichlautende Rechtsverordnungen sich auf
ihre Gebiete erstreckende Landesversicherungsanstalten vereinigen. Absatz 1
Satz 2 gilt entsprechend.

Artikel 2

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Die Selbstverwaltungen der Landesversicherungsanstalten Berlin und Brandenburg
haben durch gleichlautende Beschlüsse die Absicht bekundet, sich zur Verbesse-
rung ihrer Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit freiwillig zu einem gemeinsa-
men Versicherungsträger zu vereinigen. Sie haben die Landesregierungen der Län-
der Berlin und Brandenburg gebeten, die bundesgesetzlichen Voraussetzungen für
eine länderübergreifende Vereinigung von Landesversicherungsanstalten zu schaf-
fen.

Anders als im Fünften Buch Sozialgesetzbuch für die Krankenversicherung und im
Siebten Buch Sozialgesetzbuch für die Unfallversicherung finden sich für eine Ver-
einigung von Rentenversicherungsträgern in den Vorschriften des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch keine entsprechenden Rechtsgrundlagen. Mit diesem Gesetzent-
wurf soll diese Regelungslücke geschlossen werden.

Die vorgesehenen Regelungen sind inhaltlich den Vorschriften in der Kranken- und
Unfallversicherung nachgebildet und ermöglichen innerhalb eines Landes oder auch
länderübergreifend eine Vereinigung von Landesversicherungsanstalten - unabhän-
gig von der gegebenen Konstellation in den Ländern Berlin und Brandenburg -
wahlweise auf zwei Wegen:

1. Vereinigung von Landesversicherungsanstalten auf Beschluss ihrer Vertre-
terversammlungen mit Genehmigung der von der Vereinigung betroffenen zu-
ständigen obersten Landesbehörden der jeweiligen Länder,

2. Vereinigung von Landesversicherungsanstalten durch Rechtsverordnung
einer Landesregierung oder mehrerer Landesregierungen.
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Dabei wird den Interessen der Länder insbesondere an der Erhaltung der Arbeits-
plätze in den Regionen in neuartiger Weise dadurch Rechnung getragen, dass hin-
sichtlich der prozentualen Aufteilung des Stellenvolumens bei und nach der Fusion
eine Genehmigung durch die für die Sozialversicherung zuständigen obersten Lan-
desbehörden der beteiligten Länder vorgesehen wird.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)

Redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 2  (§§ 127 a und 127 b)

Zu § 127 a

§ 127 a Abs. 1 lehnt sich von der Systematik her an ähnliche Regelungen in der
Krankenversicherung (Fünftes Buch Sozialgesetzbuch - SGB V) und in der Unfall-
versicherung (Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - SGB VII) an, die eine freiwillige
Fusion auf der Basis entsprechender Beschlüsse der Selbstverwaltungen in Verbin-
dung mit einem staatlichen Genehmigungsverfahren ermöglichen. Über die dort
geltenden Regelungen hinaus soll die Vereinigung zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit und Leistungsfähigkeit dienen.

Absätze 2 und 4 regeln u.a. die Beteiligungsrechte der Länder, auf deren Gebiet sich
die Landesversicherungsanstalten bzw. die neue vereinigte Landesversicherungsan-
stalt erstreckt. So sollen Name, Sitz und prozentuale Aufteilung des Volumens der
Stellen (im Sinne von § 4 Abs. 2 der Verordnung über das Haushaltswesen in der
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Sozialversicherung) der Genehmigung der für die Sozialversicherung zuständigen
obersten Landesbehörden unterliegen. Die Genehmigungspflicht durch alle betei-
ligten Länder soll auch für spätere Veränderungen in diesen drei für die Belange der
Länder essentiellen Punkten gelten. Damit können die Länder bei beabsichtigten
wesentlichen Organisationsveränderungen ihre landespolitischen Interessen mit
einbringen.

Absatz 3 lehnt sich inhaltlich an entsprechende Regelungen im SGB V und SGB
VII an.

Zu § 127 b

§ 127 b lehnt sich von der Systematik her an ähnliche Regelungen im SGB VII an,
die eine Fusion auf der Basis von unmittelbarer staatlicher Rechtsetzung ermögli-
chen.

Absatz 1 regelt die Fusion von mehreren Landesversicherungsanstalten in einem
Land durch Rechtsverordnung. Nach Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 GG sind Inhalt,
Zweck und Ausmaß der Ermächtigung im Gesetz hinreichend zu bestimmen. Dem
wird Genüge getan, indem auch die staatliche Vereinigung die Verbesserung der
Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit zur Voraussetzung hat.

Gleiches gilt für die Fusion von Landesversicherungsanstalten in verschiedenen
Ländern durch gleichlautende Rechtsverordnungen der Landesregierungen, die in
Absatz 2 geregelt ist.

Zu Artikel 2  (In-Kraft-Treten)

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten.
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Anlage 2

Entschließung zum

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, durch eine entsprechende gesetzliche
Regelung sicherzustellen, dass bereits ab 01.01.2004 die Wanderungsbewegung
zwischen der Arbeiterrenten- und der Angestelltenrentenversicherung gestoppt
wird. In den bisherigen Gesprächen auf Staatssekretärsebene unter Leitung des
Bundesgesundheitsministeriums konnte über eine solche Maßnahme mit Wirkung
allerdings erst zum 01.01.2005 eine Einigung erzielt werden. Die Regierungschefs
der Länder und der Bundeskanzler haben die vereinbarten Eckpunkte zur Organisa-
tionsreform in ihrem Gespräch am 20.06.2003 bestätigt.


